
§ 91 Sondervermögen 
(1) Sondervermögen der Gemeinde sind 
1. das Vermögen der Eigenbetriebe und der öffentlichen Einrichtungen, für die auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften Sonderrechnungen geführt werden; 
2. das Vermögen der rechtlich unselbstständigen örtlichen Stiftungen. 
(2) Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 2 unterliegen den Vorschriften über die 
Haushaltswirtschaft. Sie sind im Haushalt der Gemeinde gesondert nachzuweisen. 
 
§ 92 Treuhandvermögen 
(1) Für rechtlich selbstständige örtliche Stiftungen sowie für Vermögen, die die Gemeinde 
nach besonderen Rechtsvorschriften treuhänderisch zu verwalten hat, sind besondere 
Haushaltspläne aufzustellen und Sonderrechnungen zu führen. 
(2) Geringfügiges Treuhandvermögen kann im Haushalt der Gemeinde gesondert 
nachgewiesen werden; es unterliegt den Vorschriften über die Haushaltswirtschaft. 
(3) Für rechtlich selbstständige örtliche Stiftungen bleiben Bestimmungen des Stifters, für 
andere Treuhandvermögen besondere gesetzliche Vorschriften unberührt. 
 
§ 93 Freistellung von der Finanzplanung 
Das Staatsministerium des Innern kann durch Rechtsverordnung Sondervermögen und 
Treuhandvermögen von den Verpflichtungen des § 80 freistellen, soweit die Finanzplanung 
weder für die Haushalts- oder Wirtschaftsführung noch für die Finanzstatistik benötigt wird. 
 
§ 94 Örtliche Stiftungen 
(1) Die Gemeinde verwaltet die örtlichen Stiftungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes, 
soweit durch Gesetz oder Stiftung nichts anderes bestimmt ist. 
(2) Bei nichtrechtsfähigen Stiftungen kann die Gemeinde unter den Voraussetzungen des § 
87 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches den Stiftungszweck ändern, die Stiftung mit einer 
anderen nichtrechtsfähigen Stiftung zusammenlegen oder sie aufheben, wenn der Stifter 
nichts anderes bestimmt hat. 
(3) Enthält das Stiftungsgeschäft keine Bestimmung über den Vermögensanfall, fällt das 
Vermögen nichtrechtsfähiger Stiftungen an die Gemeinde. Die Gemeinde hat bei der 
Verwendung des Vermögens den Stiftungszweck möglichst zu berücksichtigen. 
(4) Gemeindevermögen darf nur im Rahmen der Aufgabenerfüllung der Gemeinde und nur 
dann in Stiftungsvermögen eingebracht werden, wenn der mit der Stiftung verfolgte Zweck 
auf andere Weise nicht erreicht werden kann. 


